
Elbeausbau 

Neues von den Elbestaustufen 

Das Thema Elbestaustufen in Tschechien kommt in die 

Jahre, ohne dabei irgendwie an Aktualität zu verlieren. Im 

Auf und Ab der Meldungen klingen Befürworter und Geg- 

ner des Projektes gleichermaßen optimistisch. 

Obwohl durch den Bau der Staustufen bedeutende Aus- 

wirkungen auch auf das deutsche Gebiet zu erwarten sind 

(siehe SSI-Heft 17 und 18), liegt die Entscheidung allein 

auf tschechischer Seite. Dabei wird der Wille zum Bau ei- 

nerseits von einer allgemein technokratischen Grundstim- 

mung in Tschechien getragen, aber ebenso auch vom Natio- 

nalstolz der Tschechen auf ihre „Anbindung ans Meer“. Auf 

der anderen Seite steht eine langsam aufkeimende Umwelt- 

bewegung, die nicht nur auf weitreichende ökologische 

Konsequenzen, sondern auch auf die wirtschaftliche Unsin- 

nigkeit des Projektes verweist. 

Auf Regierungsebene spiegelt sich dieser Konflikt in den 

Positionen von Verkehrs- und Umweltministerium wider. 

Obwohl das Bauvorhaben an der Wasser-,,‚Straße‘ Elbe dem 

Verkehrsministerium untersteht, kann das Bauvorhaben 

nicht ohne die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung 

durch das Umweltministerium verwirklicht werden, denn 

die Staustufen sollen in Landschaftsschutzgebieten errich- 

tet werden („Böhmisches Mittelgebirge“ und „Böhmische 

Schweiz“). Das Umweltministerium will diese Genehmi- 

gungen nicht erteilen und steht deshalb unter dem enor- 

men Druck des „mächtigeren“ Ministeriums für Verkehr 

und Telekommunikation. Deutlich wurde dies beispielswei- 

se in einem Fernsehinterview des tschechischen Verkehrs- 

ministers Jaromir Schling im März diesen Jahres. Er be- 

stand darin auf dem Staustufenbau „aus wirtschaftlichen 

Gründen“. Da die Elbe zudem bereits vielfach reguliert wer- 

de, „kommt es auf zwei weitere Staustufen nicht an“. 

Schling forderte unverblümt sogar die Auflösung des tsche- 

chischen Umweltministeriums: „Ich sage seit langem, daß 

das ein überflüssiges Organ ist.“ 

Daß beim diesem Staustufenprojekt nicht immer ratio- 

nale Argumente zu erwarten sind, hatte ja bereits die Be- 

schreibung der Umweltverträglichkeitsunterlagen im SSI- 

Heft 18 deutlich gemacht. Selbst der sächsische Umwelt- 

minister Steffen Flath bekam dies nun zu spüren, als er sich 

in einem Treffen mit dem tschechischen Umweltminister 

Milos KuSvart gegen die Staustufen aussprach und beton- 

te, daß der Staustufenbau die Elbauen schädigen sowie das 

Selbstreinigungsvermögen und die Wasserqualität der Elbe 

verringern würde. Die tschechische Presse erklärte darauf- 

hin die Stellungnahme mit einer massiven Beeinflussung 

durch die deutsche Eisenbahnlobby! 

Obwohl Minister Flath natürlich nichts dafür kann, stellt 

die reine Existenz der Eisenbahn in der Tat eine ernsthafte 

Bedrohung des Staustufenprojektes dar. Aus Umweltsicht 

dürfte sie gegenüber den durchschnittlich 50 Jahre alten 

Elbschiffen, die zudem keine Abgasgrenzwerte einhalten 

müssen, besonders in Punkto Energieverbrauch und Schad- 

stoffausstoß überlegen sein. Auch die Kapazität der Eisen- 

bahnstrecke (Prag) - D&cin — Dresden — Hamburg läßt die 

Übernahme von Schiffstransporten bei Niedrigwasser ohne 

Probleme zu. Hinzu kommt die größere Flexibilität, Ge- 

schwindigkeit und Netzabdeckung der Eisenbahn. 

Vor diesem Hintergrund erweist sich einmal mehr eine 

wesentliche Begründung des Staustufenbaus als Makula- 

tur: die Verlagerung eines Teils des Straßengüterverkehrs 

auf „Ökologischere“ Verkehrsträger ließe sich NUR durch 

den Bau der Staustufen gewährleisten. 

Stehen nicht letztlich ganz andere Gründe hinter dem Bau 

der Staustufen? Geht es nicht vielleicht um die Sanierung 

der tschechischen Bauindustrie, die nach Fertigstellung des 

Kernkraftwerkes Temelin nach neuen Aufgaben sucht - oder 

sogar um die Konkurrenz zur (deutschen) Eisenbahn’? 

Aus ökologischer Perspektive würde eine LKW-Maut o.ä. 

sicher eher verkehrsverlagernd wirken als eine Kostenver- 

ringerung für die Schiffsbetreiber durch einen überdimen- 

sionierten Elbeausbau mit staatlichen Geldern. Ein Belas- 

sen der Elbe und die Anschaffung moderner flachgehender 

Schiffe würde dem Umweltanliegen insgesamt sicher mehr 

Rechnung tragen. Die Kapazität der „Straße“ Elbe steht dem 

bestimmt nicht im Wege. 

Chronologie der Ereignisse 

Was ist nun seit der Auslage der Unterlagen für die Um- 

weltverträglichkeitsprüfung (UVP) zu den tschechischen 

Staustufen (im Frühjahr 2001) geschehen? 

Dank einer außergewöhnlich regen Beteiligung innerhalb 

des UVP-Verfahrens verzögerte sich die Entscheidung über 

das Projekt um rund sieben Monate. Ca. 12 000 Tschechen 

und Deutsche sprachen sich bis zum Frühjahr 2002 gegen 

die Staustufen aus. Auch das Prager Umweltministerium 

stellte schließlich fest: „Die Dokumentation konnte nicht 

belegen, daß bei dem Vorhaben die gesamtgesellschaftli- 

chen Interessen eines Ausbaus über den Belangen der All- 

gemeinheit im Bezug auf den Schutz von Natur und Land- 

schaft liegen.“ Es entschied sich daher für eine „Ablehnen- 

de Stellungnahme“. Diese ist zwar nicht verbindlich, aber 

im Rahmen des folgenden Verwaltungsverfahrens ein deut- 

liches Signal. Das Verkehrsministerium hingegen ließ es 

sich nicht nehmen, unmittelbar seine Pläne zum Bau der 
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Staustufen zu bekräftigten. Die Regierung beauftragte das 

Verkehrsministerium sogar mit der beschleunigten Vorbe- 

reitung des Staustufenbaus. 

Die tschechische Umweltorganisation „Arnika“ meldete 

unterdessen die betreffenden Schutzgebiete als potentiel- 

le Bestandteile des europäischen Schutzgebietssystems 

(„FFH-Gebiet‘“) an Brüssel, um auch die europäische Ebe- 

ne einzuschalten. Diese Aktion könnte nach den tschechi- 

schen Parlamentswahlen im Juni 2002 - bei denen sich die 

Befürworter eines raschen EU-Beitritts von Tschechien 

durchsetzten - zusätzliches Gewicht bekommen. 

Mit Spannung wurde auch die Neubesetzung des Umwelt- 

ministerpostens erwartet. Doch gleich nach Amtsantritt be- 

kräftigte Libor Ambrozek als neuer Umweltminister die 

Ablehnung des Staustufenbaus. 

Verfahrenswege - verfahrene Wege 

Um möglicherweise doch noch die notwendige Zustim- 

mung des Umweltministeriums zu erreichen, bleibt die Be- 

antragung der in $43 des tschechischen Naturschutzgesetzes 

vorgesehenen Ausnahmegenehmigung durch den Investor, 

die Schiffahrtsdirektion der Tschechischen Republik. Dies 

ist nun offiziell geschehen, so daß die Entscheidung inner- 

halb weniger Wochen zu erwarten ist. Von maßgeblicher 

Bedeutung wird dabei die Standhaftigkeit des Umwelt- 

ministers gegenüber dem tschechischen Parlament sein. 

Würde die Ausnahmegenehmigung dem Investor wieder- 

um versagt, bliebe lediglich die Entwicklung einer verän- 

derten Ausbauvariante, welche den gesamten Verfahrens- 

gang erneut zu durchlaufen hätte. Daß ein solches Vorge- 

hen der tschechischen Schiffahrtsdirektion nicht unwahr- 

scheinlich ist, zeigen die Erfahrungen seit dem Jahr 1994 

als die damals maßlos überdimensionierten Staustufenpläne 

kategorisch abgelehnt worden waren und prompt eine neue 

Variante erstellt wurde. 

Die parlamentarischen Spielregeln in Tschechien lassen 

aber auch noch einen anderen Weg offen — einen Parla- 

mentsbeschluß über ein Gesetz zum Staustufenbau. In ei- 

nem solchen Fall müßte der Umweltminister nicht mehr 

um Zustimmung gefragt werden. 

Neue Erkenntnisse 

Während man sich bezüglich der Projektbeschreibung 

zunächst nur auf die Unterlagen der UVP verlassen konnte, 

gelangten mittlerweile auch andere Informationen nach 

Deutschland. Durch die Papiere von Jaroslav Kubec, einem 

tschechischen Wasserbauingenieur mit internen Kenntnis- 

sen, erscheint das Ausbauziel in einem anderem Licht. Ver- 

schiedene Indizien in den Konstruktionsplänen weisen dar- 

auf hin, daß das Ziel des Staustufenbaus nicht wie offiziell 

verlautbart in einer angestrebten Tauchtiefe von 1,40 m liegt, 

sondern weit darüber. Die Pfeiler wurden z. B. so projek- 

tiert, daß die Stauhöhe später leicht aufstockbar ist. Die 
Schleusenkammern sollen fast 3 m tiefer als notwendig 

gebaut werden. Das geplante Staumauerfundament orien- 

tiert sich erstaunlicherweise an einer hypothetischen Stau- 

stufe auf deutschem Gebiet bei Oberrathen wie sie auf al- 

ten Plänen aus DDR-Zeiten verzeichnet ist. Glaubt man dem 

Ingenieur Kubec, dann erzwingt die derzeitige Konstrukti- 

on fast zwangsläufig den weiteren Ausbau auf eine Tauch- 

tiefe von letztendlich 2,80 m, damit die Staustufen über- 

haupt richtig betriebsfähig werden. Deutschland wäre da- 

mit in Zugzwang gebracht. 

Die Rolle Deutschlands 

Die Rolle Deutschlands und der deutschen Umweltver- 

bände bei der Entscheidung zum Staustufenbau in Tsche- 

chien sollte nicht unterschätzt werden. Wesentliche Be- 

gründung für den Bau der Staustufen in Tschechien ist im- 
mer auch die Notwendigkeit einer Anpassung an die Schiff- 

fahrtsverhältnisse der deutschen Elbe gewesen. Man be- 

zog sich dabei auf den Bundesverkehrswegeplan von 1992, 

Das Elbtal in der Böhmischen Schweiz. Bei Decin und Usti sollen 

wirtschaftlich umstrittene und ökologisch nachteilige Staustufen die 

Schiffbarkeit der Elbe erhöhen. 

Sächsische-Schweiz-Initiative Heft 19 (2002) 11



der zwar Staustufen auf der deutschen Elbe explizit aus- 

schließt, jedoch eine Vertiefung des Flußbettes um ca. 

20 cm durch andere bauliche Maßnahmen vorsieht. 

Besonders nach den dramatischen Hochwasserereignis- 

sen im August 2002 werden diese Ausbaupläne einer kriti- 

schen Prüfung unterzogen, nicht zuletzt aufgrund des öf- 

fentlichen Druckes. Nachdem die offizielle Verkehrsprog- 

nose für den Elbegüterverkehr im Jahr 2010 von 15 Mio. t/ 

Jahr auf unter 5 Mio.t/Jahr korrigiert werden mußte, hatte 

Bundesfinanzminister Eichel schon im April 2002 die 

Gelder für den Ausbau der Elbe gesperrt, weil „der Aus- 

baubedarf noch zu begründen sei“. Mittlerweile gibt es 

kaum einen prominenten Politiker in Deutschland, darun- 

ter war sogar der chemalige sächsische Wirtschaftsmini- 

ster Schommer, der nicht den bekannten Satz aufgegriffen 

hat: „Wir müssen die Schiffe der Elbe anpassen und nicht 

die Elbe den Schiffen.“ 

Zum Staustufenprojekt in Tschechien gingen von deut- 

scher Seite 29 offizielle Stellungnahmen ein, von denen 

nur eine einzige die geplanten Staustufen nicht abgelehnt 

hat. Es ist nicht verwunderlich, daß dies die Stellungnahme 

der Sächsischen Binnenhäfen GmbH war — verwunderlich 

ist lediglich, daß diese 100%ige Tochter des Freistaates 

Sachsen eine die Staustufen begrüßende Stellungnahme 

abgab, während der Freistaat Sachsen offiziell große Be- 

denken bei der Tschechischen Regierung anmeldete. 

Staustufen und Hochwasser 

Die Sächsische Binnenhäfen GmbH war es auch, die nach 

der Flutkatastrophe im August einen Ausbau und eine stär- 

kere Regulierung der Elbe forderte, um die Menschen an- 

geblich vor künftigen Hochwassern zu schützen. Die Er- 

fahrungen an anderen deutschen Flüssen sprechen jedoch 

eine andere Sprache. So erreicht der Rhein seit dem voll- 

ständigen Staustufenausbau in den 1970er Jahren regelmä- 

Big aller zwei Jahre Hochwasserstände, die er vor dem Aus- 

bau nur etwa aller 40 Jahre erreichte. Die Hochwasserwelle 

pflanzt sich dort mittlerweile mit der doppelten Geschwin- 

digkeit fort. Ob uns — und besonders den direkten Anwoh- 

nern — weitere Staustufen in Tschechien zu wünschen wä- 

ren, bleibt fraglich. 

Juliane Friedrich, Thomas Böhmer 

Nach Redaktionsschluß erreichte uns noch folgende Meldung: Die 

Sächsische Binnenhäfen Oberelbe GmbH hat die Elbehäfen von 

De£in und Lovosice übernommen. Beide Häfen gehörten der insol- 

venten Reederei CSPL an und wurden gemeinsam mit der tsche- 

chischen Speditionsfirma ARGO gekauft.


